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SED-Betrug mit Ferienaktion
Eltens holen ihre Kinder zurück — Die „Ausweiehlager“

Ein ige zehntausend K inder aus der Sowjetzone, die in den 
vergangenen Wochen zu Ferienaufenthalten in den Thüringer 
W ald oder an die Ostsee gefahren Sind, schrieben jetzt ihren 
Eltern aus P ionierlagern in der Umgebung Magdeburgs und 
Berlins. D ie E ltern erhielten kurze Benachrichtigungen, die 
ursprünglich vorgesehenen Ferienplätze seien „bereits belegt“ , 
und man habe die K inder „in  g leichwertige Ausweichlager 
gebracht“ . G leichzeitig klopfen Hunderte von F D  J-W an
dergruppen und Pionier-Fahrzirkeln  vergeblich an die sow jet
zonalen Jugendherbergen: D ie meisten sind in diesem Sommer 
überhaupt nicht bewirtschaftet, obwohl sie im Wanderplan der 
FD J enthalten sind, andere wurden fü r niemals eintreffende 
„westdeutsche Jugendgruppen“  reserviert.
V iele Eltern, die von der Än

derung des Ferienaufenthalts 
erfuhren, haben ihre K in d er 'in 
zwischen zurückgeholt. Sie konn
ten dabei feststellen, daß die 
K inder trotz des schlechten 
W etters in Zeltlagern und Be
helf squartieren unter gebracht
und durchweg nicht im ver
sprochenen Maße verp flegt w or
den sind.

Aus Ostberlin sind bisher über 
die H älfte der P ion ier-W ander
gruppen vorzeitig  zurückgekehrt.

Mehrere Thüringer FD J-La- 
ger  sind zur Zeit doppelt belegt, 
w eil die versprochenen Omni
busse hier zum Rücktransport 
nicht eingetroffen sind. D ie Ju
gendlichen und K inder werden 
schubweise m it Lastwagen in 
ihre Heim atorte zurückgeschafft.

Dagegen stehen noch immer 
insgesamt sieben H eim e und 
drei Lager fü r aus der Bundes
republik durch Verm ittlung der 
X P-Leitungen  erwartete K in 
dertransporte leer.

A lle  Versuche, diese Heim e 
vorübergehend als Ausweich
quartiere für die um ihren U r
laub betrogenen Jugendlichen 
aus der Sowjetzone zu belegen, 
wurden von der Zentralen F e 
rienkommission abgelehnt.

Obwohl vor Beginn der Ferien 
in allen Ostzeitungen große 
Reportagen über das HO-Sorti- 
ment an Wanderbedarfs-' und

Sportartikeln veröffentlicht wur
den, gibt es gegenw ärtig  fast 
nirgends Windjacken, Sportbe
kleidung, Zeltbahnen, Zelt
stöcke, Kochgeschirre oder 
W assersportgerät. Bereits am 
29. Juli g r iff das FDJ-Zentral- 
organ „Junge W e lt“  die HO  
„Sportartikel“ deshalb an :

Zehntausende von Jugend
lichen müßten in diesem Som
mer auf ihren zum Te il bereits 
lange in den FDJ-Gruppenkas- 
seii angesparten Urlaub ver
zichten, w eil man ihnen weder 
Ferienplätze noch Wanderbe
darf zur Verfügung stellen darf.

A b e r  W e h r s p o r t !

Von den FD J-Kreisleitungen 
w ird versucht, die enttäuschten 
Jugendlichen unter Ausnutzung 
der Lage  zum Besuch von Lagern  
der „Gesellschaft fü r Sport und 
Technik“ zu überreden. In  die

sem F a ll würde es plötzlich für 
sie Wanderbedarfsartikel aus 
dem Vorrat der GST geben.

Deutlicher konnte die SED 
kaum zeigen, w ie wenig ihr an 
echter Ferienfreude der Jugend
lichen liegt. Tatsächlich lagern 
große Vorräte der jetzt drin
gend benötigten Geräte und 
Sportbekleidung in den OST*» 
Lagern !

Ablenkungsmanöver
Um von diesen Zuständen bei 

der sowjetzonalen Ferienaktion 
abzulenken, g ing am 4. August 
eine „Em pfehlung“ an die R e 
daktionen der Zonenpresse, sich 
m it den teilweise aufgetretenen 
Verspätungen beim  Abtransport 
W estberliner K inder aus baye
rischen Ferienorten ausführlich 
zu befassen.

D er Ostberliner „BZ am 
Abend“ liegen Hunderte von 
Leserbrie fen  empörter Ostber
liner E ltern vor, die die sofor
tige Rückführung ihrer K inder 
aus den sogenannten „Ausweich
lagern“ in der Sowjetzone ver
langen. Besonders he ftig  k rit i
siert w ird  die Tatsache, daß die 
E ltern die vorzeitige Rückfüh
rung selbst bezahlen müssen^ 
und auch das bereits eingezahlte 
Feriengeld  in diesem F a ll ver
loren ist.

Nächster Kirchentag in Frankfurt?
Die evangelische K irche in 

Hessen und Nassau hat das 
Präsidium des Deutschen Evan
gelischen Kirchentages in Fulda 
gebeten, den nächsten Kirchen
tag in Frankfurt/M. zu veran
stalten.

An zweiter Stelle
Nach der neuesten Statistik 

der UNESCO stand die Bundes

republik Deutschland hinter 
Großbritannien an zweiter Stelle 
in der Weltbuchproduktion.

Im  Jahre 1952, dem letzten, 
über das w eltw e ite  Statistiken 
zur Verfügung stehen, wurden 
in der Bundesrepublik 10 536 
neue T ite l herausgebracht, ia  
Großbritannien 13 150, in Frank
reich 10 410. in Japan 9643, ia 
den USA 9399.
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Vor wichtigen 
Entscheidungen

D er Bundeskanzler hat in sei
ner Rundfunkanspraehe „die 
Po litik  des europäischen Zusam
menschlusses, zu der die Euro
päische Verteid igungsgem ein
schaft als tragendes Glied ge
hört“ , w ieder als die „einzige 
M öglichkeit“ bezeichnet, „So
w jetrußland zu einer Änderung 
seiner P o litik  hinsichtlich der 
W iederverein igung Deutschlands 
zu veranlassen“. Unbestreitbar 
ist, daß die europäische M it
w irkung zu friedlicher M inde
rung der west-Östlichen Hoch
spannung wesentlich davon ab- 
hängt, ob sich das freiheitliche 
Europa auf einen gemeinsamen 
politischen W illen  einigen kann, 
natürlich auf W illen , nicht auf 
W illenslosigkeit.

Es ist ein m erkwürdiger Zu
stand, daß der Regierungschef 
des Landes, das in der zur 
Entscheidung stehenden F rage 
der EVG die Schlüsselstellung 
hat, bis heute seinen eigenen 
W illen  nicht deutlich gemacht 
hat. Das erklärte Z iel von Men
dts-France ist die innere S ta-. 
bilisierung Frankreichs. Dieses 
Hauptziel und seine eigene P o 
sition w ird  er nicht gefährden 
wollen durch eine EVG-Ent- 
scheidung, die das Land in  zwei 
erb ittert sich befehdende H ä lf
ten spaltet.

E i n  K o m p r o m i ß ?

Das alles scheint zum Kom 
promiß zu drängen. E in Kom 
promiß ist nur möglich durch 
Änderung der EVG oder durch 
Vertagung oder durch eine 
Kombination, zum Beispiel der
art, w ie  sie M endts-France v ie l
leicht vorschwebt: Ratifizierung 
m it verzögertem , aber von 
vornherein festgelegtem  Beginn. 
D ie Zwischenzeit soll zum noch
m aligen Versuch einer V ierer
konferenz m it den Sowjets g e 
nutzt werden. Der festgelegte 
'Termin hätte dabei ähnlich w ie

der beim Regierungsantritt von 
M endts-France selbst gestellte 
Schlußtermin der Indochina- 
Verhandlungen den Sinn, so
wjetische Verzögerungspolitik 
zu verhindern. Der andere, ä l
tere Kompromißplan, der Men
dts-France zugeschrieben w ird, 
sieht sofortiges Inkrafttreten 
der Ratifikation, aber Befristung 
des Vertragswerkes auf zunächst 
wenige Jahre und späteren B e
ginn der übernationalen E in
richtungen vor. Auch hier spielt 
der Gedanke eine Rolle, den 
W eg  zu anderen Lösungen des 
europäischen Problem s offen zu 
halten.

Man darf gespannt sein, ob 
auf der Brüsseler Konferenz in 
vierzehn Tagen  tatsächlich sol
che französischen Vorschläge 
gemacht werden und w ie sich 
die anderen EVG-Partner dazu 
stellen werden,

N u r  K le in i g k e i t e n

Alles w äre anders, wenn be
gründete Hoffnung wäre, daß 
die sowjetische P o lit ik  endlich 
und wirklich zum Einlenken be
reit ist. Aber hat es gegenwär
t ig  Sinn, darapf zu hoffen? Daß 
die sowjetische D i p l o m a t i e  
in Bewegung ist, is t unverkenn
bar. Es hat sich in Genf ge
zeigt, es ze ig t sich je tz t in der 
überraschenden Doppelnote m it 
ihren Konferenzvorschlägen, es 
ze ig t sich auch in Dingen, die 
am weltpolitischen Geschehen 
gemessen K le in igkeiten  sind, 
aber fü r uns ihre Bedeutung 
haben: w eitere Freilassung po
litischer Häftlinge, Zulassung 
eines stark erweiterten In ter
zonenverkehrs, Annahme der 
amerikanischen H ilfs leistung 
fü r das sowjetzonale Über
schwemmungsgebiet —  das alles 
sehr zum Mißvergnügen des 
Pankower Regimes.

N i c h t  o h n e  f r e ie  W a h le n

Man m ag die sowjetischen 
Noten noch so genau studieren, 
bisher lassen sie nicht erken
nen, daß die sowjetische P o li
tik  die kommunistische Position 
in  der Sowjetzone aufzugeben 
bereit ist. Offenbar w ill man

im Krem l immer noch nicht 
erkennen, daß eine Änderung 
der bisherigen Sicherheitsvor
stellungen des freien  Europa 
niemals eine Vorausleistung sein 
kann und daß das Verlangen 
nach fre ier  Entscheidung der 
gesamtdeutschen Wählerschaft 
einfach nicht auf gegeben werden 
kann.

Dennoch wäre der Standpunkt 
falsch, es habe keinen Sinn, Zeit 
und Gedanken an die sow jeti
schen Äußerungen zu verschwen
den, w eil die Sow jets „ihre P o 
litik  ja  doch nicht ändern und 
auch keine Notw endigkeit für 
sie besteht, es zu tun“ . Das 
letztere w äre nur dann der Fall, 
wenn die bevorstehende EVG- 
Entscheidung vö llig  negativ aus
fiele und auch jed er andere Be
ginn der deutschen W iederbe
waffnung überhaupt unterbliebe. 
Man darf wohl hoffen, daß der 
W esten in  dieser H insicht in 
den kommenden Wochen nicht 
sich selbst um die Möglichkeit 
friedlicher, aber dennoch aktiver 
P o lit ik  bringt.

G r u n d  g e n u g

A u f die erstere Frage, ob 
man überhaupt ernsthaft m it 
einerÄnderung der sowjetischen 
Po litik  rechnen kann, g ibt es 
keine sichere Antw ort. Aber 
a lle schlechten Erfahrungen 
entbinden nicht davon, auf Än
derung hinzuwirken und für 
ihre M öglichkeit politisch auf- 
ihre M öglichkeit politisch aufge
schlossen zu sein. D ie Sowjets 
bringen immer w ieder ihre Be
sorgnis vor einem w iederbew aff
neten Deutschland zum Aus
druck. Der Bundeskanzler hat 
ähnlichen französischen Sorgen 
geantwortet m it der klaren 

Feststellung „W iederverein igung 
nur auf friedlichem  W ege“ . D ie
selbe Antw ort g ilt  auch gegen
über den Sowjets. Dennoch ist 
die sowjetische Besorgnis psy
chologisch verständlich. Der 
Krem l muß in seinen politischen 
Zukunftsrechnungen die Deut
schen als ein V o lk  m it sehr un
freundlichen Gefühlen und mit 
unangnehm drängendem poli
tischen W illen  einsetzen, solange 
die Sowjetunion fün f deutsche 
Länder m it achtzehn M illionen 
Deutschen unter ein fremdes 
und verhaßtes Regim e zwingt. 
Das sollte eigentlich Grund ge 
nug sein, daß die Sowjets ihre 
P o litik  in bezug auf Deutsch
land endlich ändern.



Der Streik im  Westen
N ic h t  ü b e r r a s c h e n d  —  D ie  w i r t s c h a f t l ic h e  B e s s e r u n g

D ie Handhabung großer Lohnbewegungen w ill „gelern t“  sein; 
dazu müssen die Beteiligten  w ieder Erfahrungen sammeln; 
denn von „normalen Verhältnissen“ , bei denen es im  Ver
teilungskampf zuweilen zu härteren Auseinandersetzungen zu 
kommen pflegt, konnte man in der Nachkriegszeit kaum 
sprechen. Zwar haben w ir seit 1949 ständig Lohnerhöhungen 
gehabt, mehr als in den meisten anderen Ländern. Aber diese 
Lohnbewegungen im Stadium des Aufholens gingen verhältnis
mäßig glatt über die Bühne; jedenfalls ist es zu eigentlichen 
großen Arbeitskämpfen nicht gekommen.

Jetzt auf einmal erhält man 
einen anderen Eindruck. Kommt 
dies nur daher, daß jetzt um 
jedes w eitere Prozent der w irt
schaftlichen Leistungssteigerung 
härter gerungen werden muß 
oder haben sich die Sozialpart
ner mehr und mehr ausein
andergelebt? Sind die sozialen 
Spannungen größer geworden? 
Handelt es sieh sogar „um eine 
gewerkschaftliche Offensive im 
außerparlamentarischen Kaum“ , 
wie das Xndustrieinstitut der 
Arbeitgeber meinte? Es wurde 
auch die Vermutung geäußert, 
daß die „Gewerkschaften hof
fen, durch eine erhöhte lohn
politische Aktivität die rück
läufige M itgliederzahl aufzu- 
halten“ . Auch auf die R iva li
täten der großen Industriege
werkschaften bei den' Neuwah
len im  Oktober zum bevor
stehenden DGB-Kongreß wurde 
hingewiesen.

D ie  G e f a h r e n l iu ie
Es w ird  schwierig sein, fü r 

solche Behauptungen Beweise 
zu erbringen. Fest steht jeden
falls, daß nach einem fast ein
jährigen Stillstand in  der Lohn
bewegung sich die w irtschaft
lichen Verhältnisse über Erw ar
ten günstig gestaltet haben, so 
daß ein Versuch der Arbeitneh
mer, an den verbesserten E r
trägen bete ilig t zu werden, 
eigentlich nicht überraschend 
kommt. Fraglich  ist nur, wo 
und ob die gewerkschaftlichen 
Forderungen über die Gefahren- 
linie hinausgehen, -wo etwa un
erwünschte Preiserhöhungen die 
Fo lge wären m it der ernsten 
Gefahr eines Nachlassens der 
deutschen W ettbewerbsfähigkeit 
auf den W eltm ärkten und eines 
Rückgangs der Kau fkraft d "  
Geldes.

G e r in g e  L o im d i i f e r e n z e n
An sich sind die Lohnditte- 

renzen, um derentwillen die 
Streiks in  Bayern und Hamburg

schließlich ausgebrochen sind, 
nicht hoch: 12 P fenn ig  haben 
die Gewerkschaften je  Stunde 
Lohnerhöhung gefordert. Dabei 
mußten sie von vornherein da
m it rechnen, m it diesem V er
langen nicht ganz durchzudrin
gen. Das lieg t im  Wesen des 
Verhandelnd. A u f 8 P fenn ig  
lautete das letzte Angebot des 
Arbeitgeberverbandes.

A n o r d n u n g e n  

k la p p t e n  n ic h t  g a n z

Inzwischen hat der bayerische 
Arbeitsm inister einen anschei
nend dazwischenliegenden E in i
gungsvorschlag gemacht, Uber 
den die Sozialpartner neu be
raten werden. Das w ird  in der 
erhitzten Atmosphäre nicht so 
leicht sein, obwohl anscheinend 
beide Sozialpartner schon am 
ersten Streiktag überraschende 
Erfahrungen machen mußten. 
Au f beiden Seiten haben die 
Anordnungen der Verbände 
nicht ganz geklappt; D ie Ge
werkschaften gaben zu, daß nur 
eine geringere Zahl von A nge
stellten als vorher für den Streik 
gestimmt habe, an ihm teilzu
nehmen. Ganze Belegschaften in 
K lein - und M ittelbetrieben, so 
berichten die Arbeitgeber, sind 
dem Streik ferngeblieben. Zu 
kaum 50 Prozent wurde die 
Streikparole befolgt, sagen sie. 
während die Gewerkschaften 
von einer überwältigenden 
Mehrheit der Streikenden spre
chen und darüber hinaus 49 
Firm en nennen, die aus der 
D isziplin gegenüber dem A rb e it
geberverband ausgebrochen sei
en und die ursprünglichen Lohn
forderungen geb illig t hätten. 
Offenbar sind die „Ko llek tiv is
men“ der Verbände auf beiden 
Seiten bereits auf einen uner
warteten bayerischen Individua
lismus gestoßen, der die ver
härteten Fronten aufzuweichen 
beginnt.

Dem Fernstehenden ist der 
soziale Kurzschluß weder in 
Bayern und noch weniger in 
Hamburg, wo die Sozialpartner 
praktisch nur noch um zwei 
Pfenn ig  je  Stunde voneinander 
entfernt sind, nur schwer ver
ständlich zu machen, zumal eine 
Ein igung in der württember- 
gisch-badisehen Metallindustrie 
unmittelbar vorher kampflos ge
lang. Neben der Zulage für den 
Ecklohn scheinen in Bayern 
auch die Vorstellungen über die 
zweckmäßigsten Lohnstufen 
auseinanderzugehen. Die A r
beitgeber möchten den rar g e 
wordenen Facharbeiter begün
stigen, die Gewerkschaften da
gegen den H ilfsarbeiter. W ahr
scheinlich hat der bayerische 
Arbeitgeberverband auch eine 
größere Anzahl von Grenzbetrie
ben (sowohl im  ökonomischen 
w ie im  geographischen Sinne), 
auf die er Rücksicht nehmen 
w ill, da sie von der gleichen 
Lohnerhöhung ungleich schwe
rer getroffen werden als andere 
Betriebe. Dadurch könnte die 
Frage aufgeworfen werden, ob 
so uneinheitliche Verhältnisse, 
w ie sie im bayerischen W irt
schaftsgebiet vorhanden sind, 
überhaupt zweckmäßig durch 
einen einzigen Tarifvertrag  zu 
regeln sind.

K e i n  P r e s t i g e k a m p i

Die Hauptsache ist jetzt, daß 
sich die Streikhandlungen nicht 
in die Länge ziehen, daß sie 
nicht zu einem Prestigekam pf 
und einer K raftprobe von 
wochenlanger Dauer ausarten, 
bei der selbst die umstrittenen 
Pfenn ige an geforderter Lohn
erhöhung nicht ausreichen wür
den, um die Lohnverluste der 
Beteiligten in absehbarer Zeit 
überhaupt wettzumachen. Auch 
die Unternehmer sollten unter 
dem Gesichtspunkt ihrer eigenen 
Interessen ähnliche Überlegun
gen anstellen. Es wäre falsch, 
bei jedem Lohnkampf m it dem 
nationalen Zaunpfahl zu winken 
und den Produktionsausfall zu 
übertreiben. Eine große Zahl 
solcher Streikaktionen könnte 
aber selbst unserer an sich 
schon gut fundierten W irtschaft 
gefährlich werden. Das sollten 
w ir schon an dem Jubel er
kennen, m it dem sie von der 
Sowjetpresse begleitet werden«



S ic h e r h e it  d u r c h  d e n  F a l l  J o h n  n ic h t  gefäh rdet
Erklärung des Bundeskanzlers — Keine Kelieiinabreden

Bonn (D PA/AP). Bundeskanzler Dr. Adenauer hat in seiner 
ersten öffentlichen Stellungnahme zum F a ll John eine gründ
liche Überprüfung des Verfassungsschutzapparates durch eine 
Reihe politisch unabhängiger Persönlichkeiten angekündigt. 
Zunächst sei festzustellen, ob die von John auf gebaute Organi
sation in ihrer alten Form  bestehenbleiben könne. Ebenso sei 
zu prüfen, ob John ungeeignete Personen in das Am t ein
gebaut habe. Er hoffe im übrigen, daß der Oberbundesanwalt 
in kürzester Zeit den F a ll John aufklaren werde.
W örtlich sagte Adenauer: 

„D er Übergang Dr. Johns in die 
Sowjetzone ist erschreckend. Ich 
bitte aber, 'davon überzeugt zu 
sein, daß der Schaden, den er 
anrichtete, nicht so groß ist, 
wies sich mancher zunächst ge
dacht hat.“  Johns Erklärungen 
trügen den Stempel der Un- 
wahrhaftigkeit. So sei die Be
hauptung unwahr, daß er die 
Geheimabreden zur Europäi- 
schenVerteidigungsgemeinschaft 
kenne. „Es g ib t keine Geheim- 
abreden zur EVG, daher kann 
er auch keine kennen.“

Das Wissen Dr. Johns habe 
sich auf die Beobachtung von 
rechts- und linksradikalen E le
menten beschränkt. M it m ilitä
rischen Angelegenheiten habe 
das Verfassungsscliutzamt nichts 
zu tun.

D er Kanzler fügte hinzu: 
„A lle  können überzeugt sein, 
daß der Fa ll John zwar eine 
ernste Veranlassung ist, sehr 
genau diesen ganzen T e il der 
staatlichen Arbeit nachzuprüfen, 
daß er aber unsere Sicherheit 
nicht gefährdet.“

W enn Dr. John jetzt behaup
tet. daß er vom Osten her den 
Kam pf gegen die „Neo-Na- 
zisten" führen wolle, so könne 
man darüber nur die Achseln 
zucken. „Es g ib t keinen w ieder
erstandenen N  ationalsozialis-
mus in Deutschland, und ich 
verbürge mich dafür, daß er 
nicht Wiedererstehen w ird “ , rief 
Adenauer aus.

In  diesem Zusammenhang ging 
der Kanzler auch auf den 
20. Juli und die F rage der Em i
granten ein. D ie Opfer des 
20. Juli seien der Hochschätzung 
und Verehrung aller würdig. 
W er damals in die Em igration 
gegangen sei, habe, wenn er 
ein ehrlicher Deutscher war, 
ebenfalls schwer gelitten.

Für die Bundesregierung, so 
versicherte der Kanzler in seiner 
Ansprache, bleibe die Po litik

des europäischen Zusammen
schlusses Grundlage ihrer 
Außenpolitik. Sie gewähre die 
einzige Möglichkeit, Moskau zu 
einer Änderung seiner Deutsch
landpolitik zu veranlassen.

Wenn man die bisherige 
Haltung Frankreichs in der 
Europapolitik betrachte, so 
müsse man berücksichtigen, daß 
es schwere Problem e auf ande
ren Gebieten zu lösen gehabt 
habe. Auch seien in Frankreich 
schwerere psychologische- Hem 
mungen vorhanden, als in der 
Bundesrepublik.

D ie französische Befürchtung, 
Deutschland Lönne seine W ie 
dervereinigung m it Gewalt her
beizuführen versuchen, sei 
grundlos.

Adenauer schloß: „Ich  hoffe, 
daß die europäische Gemein- 
sclfaft, die die Position des 
freien Westens im Kalten K riege 
stärken, Europa Frieden und 
Sicherheit geben und damit 
dem Frietfen der W elt dienen 
wird, baldmöglichst zustande 
kommt.“

500 000 DM
Bonn (D PA ). Bundesinnen- 

m inister Dr. Schröder hat für 
die restlose Aufklärung des 
Falles John eine Belohnung von 
einer halben M illion  DM  aus- 
gesetzt. Zweckdienliche Angaben 
sollen an den Oberbundesanwalt 
beim Bundesgerichtshof in 
Karlsruhe gerichtet werden.

Pankow will bluiien
Bonn (D PA ). Meldungen aus 

dem' sowjetischen Besatzungs
gebiet über fortgesetzte Verhal
tungen von Vertrauensleuten 
des Bundesamtes für Verfas
sungsschutz und der Organisa
tion Gehlen hätten sich bisher 
nicht bewahrheitet, wurde von

DT. Adenauers W orte w iegen 
mehr als a lle Sensationsberichte 
und tendenziösen Kom binatio
nen, die nur verw irrt, aber nicht 
gek lärt haben. Er nannte die 
D inge beim Namen, stellte rich
tig  und gab Auskunft, soweit 
er selbst dazu in der L a ge  ist.

Adenauers Rede war sowohl 
innen- als auch außenpolitisch 
formuliert. F ü r ihn ist der Fa ll 
John keine „Panne“ m it dem 
Präsidenten eines hohen Bun
desamtes. E r befürchtet, daß 
bei der kommenden Europa-Aus
einandersetzung in der französi
schen Nationalversammlung 
diese A ffäre von den Gegnern 
einer militärischen deutschen 
Partnerschaft ausgenützt wird. 
Deshalb richtet sich Adenauers 
W ort m it besonderer E indring
lichkeit an Frankreich. Deshalb 
sagt er so entschieden, daß 
keine EVG-Geheimabsprachen 
bestehen.

Der Kanzler weiß, daß das 
eigentlich Gefährliche des Über
lauf ens' von John nicht der 
Verrat irgendwelcher w ichtiger 
oder gar lebenswichtiger Ge
heimnisse3 an den Osten ist, da 
John sich lediglich m it der A b 
wehr von Rechts- und L inks
radikalen, zu befassen hatte. E r 
erkennt vielmehr, daß die Ge
fahr darin besteht, durch die 
A ffäre John den Gegnern der 
Bundesrepublik in Ost und W est 
neue Argumentationen zu bieten.

Belohnung
zuständiger Bonner Seite er
neut betont.

Offenbar w olle Pankow  durch 
solche Meldungen den Anschein 
erwecken, als habe John den 
östlichen Stellen weitgehende 
Einblicke in die Arbeitsweise 
und die personelle Zusammen
setzung seines Mitarbeiterstabes 
gegeben.

Undiskutables 
Familienrecht

Bonn (D PA ). Bundesjustiz- 
minister F r itz  Neumayer w ird 
den B rie f H ilde Benjamins nicht 
beantworten, in dem ein un
m ittelbarer Gedankenaustausch 
über die Gestaltung des Fam i
lienrechts vorgeschlagen w or
den war.



Hauptaufgabe: 
W  iedervereinigung

H eidelberg (D PA ). 350 V er
treter von Stuclentengemem- 
den aus der Sowjetzone und 
800 aus der Bundesrepublik 
trafen sieb zum 3. Deutschen 
Evangelischen Studententag in 
Heidelberg. Im  Verlauf der T a 
gung, die in der vergangenen 
Woche beendet wurde, hat es 
sich gezeigt, daß das Thema 
»Das Reich der Deutschen“ , das 
eine K lärung der Begriffe  Va
terland, Volk, Staat und Nation 
bringen sollte, von der jungen 
Studentengeneration als weni
ger dringend empfunden wurde 
gegenüber der F rage der W ie
dervereinigung.

Sowjetnoten ohne Einfluß
W e s t m ä c h t e  b e ra te n  -  N ic h t  im  E i l t e m p o

Paris (AP/D PA). D ie sow je
tische Regierung w ird  das ihren 
neuen Noten von westlichen d i
plomatischen Kreisen zuge
schriebene Ziel, nämlich die 
EVG-Debatte in Frankreich zu 
verzögern, nicht erreichen. Die 
französische Regierung gab be
kannt, daß ihr Arbeitsprogramm 
durch die neue sowjetische In i
tiative nicht berührt wird.

D ie von der sowjetischen R e
gierung geforderte rasche E in
berufung einer Viermächte- 
Außenministerkonferenz w ird 
von den drei Westmächten vor
aussichtlich abgelehnt werden. 
Sie wollen jedoch die Tür zu

Ersi war es „anrüchig“
G r o t e w o i i l  n im m t  U S - H i l f e  a n

Bonn (AP/D PA). Pankow hat 
überraschend das Lebensm ittel- 
h ilfe-Angeböl Präsident Eisen- 
howers für die Hochwasserge
schädigten in der Zone ange
nommen. Ein entsprechendes 
Schreiben Grotewohls wurde 
vom sowjetischen Oberkommis
sar Puschkin dem amerikani
schen Oberkommissar Conant 
zur W eiterle itung an Eisen- 
hower überm ittelt.

In  dem Schreiben Grotewohls 
heißt es: „D ie Regierung der 
D D R dankt dem Präsidenten 
der Vereinigten Staaten von 
Amerika für das Angebot in 
seiner Erklärung vom 29. Juli 
1954, der Bevölkerung der von 
der Überschwemmung betroffe
nen Gebiete der Deutschen De
mokratischen Republik H ilfe  zu 
leisten.“

Noch kürz zuvor hatte das 
SED - Zentralorgan „Neues 
Deutschland“ das amerikanische 
Anerbieten als „anrüchig“  be
zeichnet und behauptet, es diene 
nur dem Zweck, das „a rg  ge
platzte Agentennetz w ieder zu 
flicken“ . Nach Grotewohls Zu
stimmung schrieben die Ostber
liner B lätter plötzlich, die An
nahme der Spende sei gerecht
fertig t, w eil das H ilfsangebot 
„diesmal nicht mit politischen 
Bedingungen verknüpft“  sei. 
Das SED-Organ „Neues Deutsch
land“ schrieb jetzt auf einmal: 
„E ine Geste, wenn sie in freund-

unfreundliclie Nebenzwecke ge
macht ist, findet bei unserer R e
gierung die entsprechende A u f
nahme.“

Conant hat inzwischen Pusch
kin in einem Antwortschreiben 
darüber inform iert, daß die 
Verteilung der amerikanischen 
Lebensm ittelspende durch die 
L iga  der Rot-Kreuz-Gesellschaf- 
ten erfolgen soll.

Diplomatische Kreise in W a
shington vertreten die Ansicht, 
daß die Annahme des H ilfsan
gebots durch Pankow  von Be
denken vor dem schlechten E in
druck diktiert worden sei, den 
eine Ablehnung gemacht hätte. 
Zweifellos w olle Pankow auch 
vermeiden, daß die Lehensm it
tel wiederum in W estberlin ver
teilt würden.

weiteren Verhandlungen für den 
F a ll offen  lassen, daß die So
w jetunion die westlichen Be
dingungen fü r die W iederver
ein igung Deutschlands — fre ie  
gesamtdeutsche Wahlen vor der 
B ildung einer Regierung — ak
zeptiert.

D ie Sachverständigen der drei 
Westmächte, die in London zu 
einer ersten Besprechung über 
die Antwort auf die letzten bei
den sowjetischen Noten zusam
menkamen, haben sich auf näch
ste Woche vertagt. Ein Term in 
wurde nicht festgesetzt. W ie-ein  
Sprecher des britischen Außen
ministeriums erklärte, bestehe 
kein Grund, die westliche A n t
w ort im Eiltempo abzufassen.

Balkanpakt unterzeichnet
B led (AP/D PA ). D ie Außen

m inister Jugoslawiens, Griechen
lands und der Türkei Unter
zeichneten in dem slowenischen 
Ku rort Bled ein auf zwanzig 
Jahre befristetes Verteid igungs
abkommen, das die drei Staaten 
zu gemeinsamem Handeln im 
Falle  einer Aggression verpflich
tet. Das Abkommen ergänzt den 
Vertrag vom Februar 1953 über 
die wirtschaftliche und kultu
relle Zusammenarbeit der drei 
Staaten.

Ferngelenkte Geschosse
W ashington (A P ). Die ameri

kanische Armee gab bekannt, 
daß in Kürze das erste mit 
ferngelenkten Geschossen aus
gerüstete Feldartillerie-Batoillon  
nach Europa verlegt wird.

Persiens öüelder arbeiten wieder

s.chaftlicher Absicht und ohne'1 machen wird.

Teheran (AP/D PA ). Unter den 
britisch-persischen ölkonflikt, 
der seit über drei Jahren eine 
wirksame Entspannung- im  N a 
hen Osten verhinderte, ist ein 
Schlußstrich gezogen worden. 
-Oie persische Regierung und 
eine Gruppe von aekt internatio
nalen großen Ölgesellschaften 
gaben den Abschluß eines Ver
trages bekannt, der Persien in
nerhalb der nächsten drei Jahre 
w ieder zu einem der größten 
Erdölproduzenten der Welt

Das Abkommen regelt die 
"Wiederaufnahme der Ölproduk
tion. die Gewinnaufteilung und 
die Abfindung, die Persien an 
die frühere Eigentümerin der 
Ölfelder, die Britisch-Persische 
Ölgesellschaft, zahlen wird.

D ie britische Regierung be
grüßte das Abkommen als 
„einen bedeutenden Beitrag zur 
Stabilisierung des ganzen Na
hen Ostens". Auch in "Washing
ton und Paris wurde das neue 
Erdölabkonrmen mit großer Be- 
frie ijigung aufgenommen.



Gottlosenpropaganda ohne Erfolg
Die Religion in der Sowjetunion — Brutale Kampfmittel weichen der Taktik

D ie Männer im  K rem l haben ihren direkten Krieg' gegen  die 
E e lig ion  aufgehen müssen. D ie  Zerstörung der Gotteshäuser, 
die Tötung und Deportation von Priestern, all der Schrecken, 
m it dem der m ilitante Atheismus den Glauben abzuschalfen 
trachtete, haben sich schließlich als unwirksam erwiesen. D ie 
brutale Gottlosenpropaganda ist einer subtileren Taktik  ge
wichen.

Heute neigt man von kommu
nistischer Seite dazu, die R e li
gion als ein beklagenswertes, 
aber an sich harmloses Relikt 
prim itiver menschlicher Ent
wicklungsstufen zu betrachten 
und ihr die Erziehung zum 
«wissenschaftlichen“ Denken 
entgegenzuhalten. Dabei setzt 
man die ganze »Hoffnung“  auf 
die junge Generation.

Aber neueren Berichten aus 
der Sowjetunion —  so zum B ei
spiel dem Bericht der deutschen 
Journalistin B rig itte  Gerland 
über das Massenarbeitslager 
Workuta am Po larkreis —  ent
nimmt man die erstaunliche 
Tatsache, daß junge russische 
Intellektuelle, zumeist aus der 
alten bolschewistischen Führer
schicht stammend und orthodox 
materialistisch erzogen, ganz 
von selbst den W eg  zum Evan
gelium  finden. Es w ir ‘d heute, 
w ie in  alten Zeiten, von den 
Gläubigen in Handabschriften 
verbreitet. B rig itte  Gerland be
richtet von einigen Gruppen 
erweckter junger Menschen, die 
wegen „relig iöser Propaganda" 
nach W orkuta gebracht worden 
waren und ihr Schicksal mit 
dem Heroismus frühchristlicher 
Blutzeugen tragen.

Obwohl die Verfassung der 
UdSSR jedem Sow jetbürger die 
Freiheit der Religionsausübung 
verspricht, kann davon bis zum 
heutigen Tage keine Rede sein. 
Nur die Methoden der Unter
drückung wandelten sich und 
waren auch regional o ft  ver
schieden. Kurz .nach der Revo
lution wurden zunächst sämt
liche K löster, Seminare und 
religiösen Schulen geschlossen, 
Priester und Mönche getötet 
oder verschleppt. D ie Kirchen 
wurden geschändet, entweder 
zerstört — darunter überaus 
kostbare Bauwerke vom Rang 
der Moskauer Erlöserkathedrale 
— oder aber zu den denkbar 
giofansten Zwecken mißbraucht.

D ie Zahl der orthodoxen K ir 
chen wurde in  der Zeit von 1917 
bis 1941 von 46 457 auf 4225, die 
der P riester von 50 960 auf 5665 
reduziert. Seit einigen Jahren 
werden jedoch, w ie das B latt 
des Moskauer Patriarchats be
richtet, immer w ieder neue K ir 
chen eröffnet, deren W iederher
stellung von den Gläubigen 
selbst bestritten w ird. Auch ein 
Priesterseminar g ib t es seit 
1943 w ieder in  Moskau.

Eine der W affen, die der So

w jetstaat gegen  die R e lig ion  er
hob, ohne jedoch damit den be
absichtigten Zweck zu erreichen, 
war die Abschaffung der Sieben
tagewoche. Statt dessen galt 
von je  sechs Tagen  einer als 
Ruhetag, dergestalt, daß stets 
fünf Sechstel der Bevölkerung 
arbeiteten. A u f diese W eise war 
es natürlich unmöglich, daß die 
geheiligten Ruhetage der Chri
sten, Mohammedaner und Juden 
— der Sonntag, der F re itag  und 
der Sabbat — von den Gläu
bigen eingehalten wurden. Aber 
da Gläubige dieser Konfessionen 
sich immer w ieder weigerten, 
an ihrem jew eiligen  Feiertage 
zur A rbeit zu gehen, w ar der 
Staat genötigt, das Schema aui- 
zugeben.

Wissen ist, was Moskau nützt
A u s s t e l l u n g  k o m m u n i s t i s c h e r  S c h u l b ü c h e r  in  W e s t b e r l in

Im  Bundeshaus Berlin wurde 
je tz t eine Ausstellung eröffnet, 
die m it erschreckender Deutlich
keit zeigt, w ie w eit bereits die 
Schulbücher in der Sowjetzone 
zum kommunistischen Totalan- 
griff auf den Menschen gehören. 
Besonders begrüßenswert ist, 
daß diese Sammlung, die keines 
Komnientares bedarf, auch im 
Bundesgebiet und im  Ausland 
zu sehen sein wird.

Selbst bei den Schulanfängern 
ist die propagandistische L in ie 
bereits deutlich zu erkennen. 
Und hierin lieg t wohl die größte 
Gefahr. D ie Tex te  sind ge
schickt mit bunten B ildern um
rahmt.

Unter der harmlosen Über
schrift „Suche die Eigenschafts
wörter heraus" w ird  fo lgender 
Tex t geboten: „Günter ist P io 
nier und trägt ein blaues H als
tuch. Er ist stolz darauf. Die 
blaue Farbe der F D J  ist das 
gemeinsame Zeichen deutscher 
Jungen und Mädchen.“

Und noch ein Beispiel aus 
der Grammatik: Im  Gebrauch 
der Verhältniswörter sollen sich 
die K inder an folgendem  Bei
spiel schulen: ,,a) W ir  arbeiten 
für den Frieden. W ofü r arbei
ten w ir  noch?“.

Und in der Rundverfügung 
des Ministeriums fü r Volksbil
dung w ird  den Lehrern die da
zugehörige Parole gegeben: „An

allen Schulen ist ständig an 
der Entwicklung eines sozia listi
schen Bewußtseins und einer so
zialistischen Moral zu arbeiten." 
Was das bedeutet, ist bekannt: 
Erziehung zum Haß gegen  alle 
Nichtkommunisten.

Daß die Po litis ierung im Ge
schichtsunterricht besonders 
weit getrieben w ird, braucht 
kaum erwähnt zu werden. M it 
der Teilung Polens hatte selbst
verständlich Rußland nichts zu 
tun; die große sozialistische 
Oktoberrevolution eröffnete eine 
neue Epoche in  der Geschichte 
der Menschen, die Epoche, in 
der die Menschen fre i von jeder 
Ausbeutung leben und arbeiten 
können.

Auch der Unterricht in Län 
derkunde ist intensiv von Be
wunderung fü r das Sow jetsy- 
stem durchsetzt. H ier zum The
ma Moskauer U-Bahn: „ In  kei
nem kapitalistischen Land der 
Erde werden ähnliche Einrich
tungen fü r die W erktätigen  ge
schaffen.“

Die politis ierte Schulliteratur 
trifft zwar die K inder, aber es 
kann nicht übersehen werden, 
welche T rag ik  auch daraus für 
viele Leh rer erwächst. Sie müs
sen Tatsachen verm itteln, von 
denen sie wissen, daß sie un
richtig sind. Seit 1945 haben 
70 000 Lehrer die Zone verlassen.



Tanz um Tausendjahrfeier
Eine der ältesten sächsischen 

Garnisonstädte, die je tz ige  
Kreisstadt Großenhain, w ird  in 
dieser Woche eintausend Jahre 
alt. Im  M ittela lter spielte sie 
eine R o lle : sie lag  an der alten 
Handelsstraße, dje die zwei g ro 
ßen Handelsstädte L e ip z ig  und 
Breslau m iteinander verband. 
Jetzt ist Großenhain eine unbe
deutende 20 000-Einwohner-Stadt 
m it zwei großen Kasernenkom
plexen der sowjetischen L u ft
waffe und der Kasernierten 
Volkspolizei.

A n  diesen Kasernen lieg t es 
wohl, daß die SED-„Volksbetra- 
gung“ im  Juni 1S54 in Großen
hain den höchsten „negativen“ 
Prozentsatz im  ostsächsischen 
Bezirk Dresden aufwies. Und 
das vor der Tausendjahrfeier! 
D ie Genossen der SED fürchte

ten schon, sie würden auf Dres
dener Befehl die F e ie r zur 
Strafe absagen müssen.

D ie Genossen hatten Glück: 
Die Tausendjahrfeier durfte 
doch stattfinden. Und zwar des
halb, w eil die Funktionäre in 
Dresden wiederum fürchteten, 
bei den „Volksw ahlen" am 
17. Oktober noch mehr herein- 
zufallen, wenn Sie das tausend
jährige Jubiläum übergehen.

Ein trauriger überblick nach 
1000 Jahren Geschichte, dieser 
Tanz um Großenhains Tausend
jahrfeier. Wenn man den F es t
zug auch noch so linientreu 
machte, eins wurde übrigens 
nicht gezeigt, was die Menschen 
in der tausendjährigen Stadt 
bew egt: ihre Sehnsucht nach 
Freiheit.

Fehlplanung ' Wer soll das bezahlen ?
SED finanziert Nuschke-Parteitag

Im  Zeichen eines permanenten Zerfalls 
tr ifft die Pa rte ile itu n g  der Sowjetzonen
CDU gegenw ärtig  fieberhafte Vorbereitun
gen zu ihrem 7. Parte itag, der vom  21. bis 
25. September in der W eim ar-H alle statt
finden soll. Aus diesem Anlaß schickte so
gar der Hauptdirektor der „V O B -U N IO N “ 
(„Vere in igte O rgan isation  - Betriebe“ ), 
Karl-Friedrich  Franke, an die der „VO B“ 
unterstellten Verlage und Druckereien ein 
Sonderrundschreiben N r. 1/54, in dem es 
u. a. heißt, der Parte itag  müsse „zu einem 
Markstein in  der Geschichte unserer P a r
tei und in unserem gemeinsamen K am pf 
m it allen patriotischen K rä ften  unseres 
noch immer gespaltenen Vaterlandes gegen 
EVG, M ilitarismus, fü r Frieden, Einheit 
und W iederverein igung werden“ .

Bezeichnend ist in diesem Zusammen
hang, daß eine „Leistungspräm ie“ von 
500 Ostmark ausgesetzt wurde, die „nach, 
dem Leistungsprinzip“  an den m it den 
Vorbereitungen des Parteitages beauftrag
ten Personenkreis verte ilt werden soll. 
Das ist aber nur eine geringe Ausgabe, 
gemessen an den enormen Kosten, die fü r 
diesen Parte itag  „eingeplant“  sind. U. a. 
w ird man eine sogenannte „Geschenkaus
stellung“ fü r die „fortschrittlichen Chri
sten“ aus dem Ausland und eine „Kunst
ausstellung“ im Kunstkabinett am Goethe
platz zeigen.

Und w er soll das bezahlen . . .? Diese 
Frage bereitet d e r ' Parte ileitung die ge
ringsten Sorgen. Denn Otto Nuschkes 
Parte itage werden aus gutem Grund seitTrofz rofein  Lieh i

19o0 vom  SED-zentralkom itee 
und der Pankower Regierung 
finanziert. A ls „kleine Gegen
leistung“ müssen die Referate 
bereits am 15. September dort 
zwecks Überprüfung vorliegen. 
Daß auch die Manuskripte der 
Diskussionsbeiträge zum g le i
chen Term in vorgelegt werden 
müssen, ist besonders inter
essant.

„Ich seh Dich doch!"
Die rumänische Regierung hat 

eine Reihe von „Künstlerbriga
den“ auf Tournee durch die 
Landbezirke geschickt, um un
ter den Bauern Propaganda fü r 
die E rfü llung des Ablieferungs
solls und das Verbleiben in den 
Kollektivw irtschaften zu machen. 
D ie Stücke, die sie aufführen, 
richten sich in erster L in ie  g e 
gen die Haltung der Bauern, die 
den staatlichen Ablieferungs
stellen angeblich Getreide vor
enthalten. Der sinnige T ite l 
einer im  Repertoire der B riga
den enthaltenen Posse ist denn 
auch: „Vorsteck’ dich nicht, ich. 
seh' dich doch!“



Ein evangelisches Weltkonzil
E v a n s t o n  —  E t a p p e  d e r  ö k u m e n is c h e n  B e w e g u n g

In  Evanston bei Chikago werden sich vom 15. bis 31. August 
auf einem großen globalen Konzil 2000 Menschen aus 160 evan
gelischen und orthodoxen Kirchen für 14 Tage zu gemeinsamer 
A rbeit über die brennenden Fragen  der Gegenwart treffen. W ir  
haben in Deutschland auf den evangelischen Kirchentagen die 
W irksam keit über erstarrte Fronten hinweg erfahren, die Be- 
gegnimgen im Glauben haben können. Sollte es in Evanston 
gelingen, die Einheit der ökumenischen Christenheit glaubhaft 
zu bezeugen, dürfte diesem Treffen  eine ebenso große Bedeu
tung zukommen, w ie mancher internationalen politischen K on 
ferenz.

Unter dem Einfluß der w elt
politischen Gesamtlage w ird 
man die Freiheit in der Ge
meinsamkeit des Glaubens zu 
manifestieren haben. Dies wird 
keine laute Proklam ation sein. 
,;Ich hoffe, daß w ir ein paar 
wichtige H ilfen  für die ein-

Freim de in  der SBZ, die un
sere Aufklärungsarbeit unter
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, b it
ten w ir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postschließfach 
N r. 58 nach Berlin-Charlotten
burg 9 mitzuteilen.

fachen Leute m itbringen“ , sagte 
ein M itarbeiter.

Das Generalthema der V o ll
versammlung: „Christus, die
Hoffnung der W e lt" ist einer
seits eine Manifestation und 
andererseits eine F ra g e : Warum 
die Christen nicht jene zuver
sichtlichen und hoffnungsfrohen 
Menschen sind, nach denen sich 
ein angsterfü lltes Jahrhundert 
die Augen aussieht.

Das Treffen  am Michigansee 
ist eine w ichtige Etappe in der 
ökumenischen Bewegung, und 
zweifellos nicht nur von k ir
chengeschichtlicher Bedeutung. 
1925 begann die Ökumene mit 
der .ersten großen .Konferenz in 
Stockholm unter dem schwe
dischen Erzbischof Söderblom. 
1948 tra f man sich zum zweiten

mal in Amsterdam, um die ins 
Leben gerufene Idee der Einheit 
der W eltchristenheit, zu deren 
Notwendigkeit man sich vor a l
lem nach den Erfahrungen des 
zweiten W eltkrieges bekannte, 
zu konkretisieren und gründete 
den W eltkirchenrat. In  Evan
ston 1954 w ird man zu sondie
ren haben, welchen W ert die 
sechsjährige Arbeit des W e lt
kirchenrates hatte und welche 
Bedeutung sie in Zukunft hat.

D ie Etappen der ökumenischen 
Bewegung bezeichnen den W eg  
aus nationaler und konfessionel
ler Enge zu weltweiten P e r
spektiven, den die Kirchen

gleichzeitig m it einer politischen 
Entwicklung .genommen haben, 
die. heute m it globalen Maß Stä
ben mißt.

Seit dem letzten ökumenischen 
Treffen 1948 hat sich vieles ver
ändert: D ie konfessionellen Un
terschiede der Kirchen treten 
stärker hervor, und hinter ihnen 
steht zum T e il der Nationalis
mus erwachender Völker. 1948 
kamen die;größten Delegationen 
aus Asien. Jetzt w ird  China 
überhaupt keinen Vertreter ent
senden.

Man hat seit Jahren in allen 
Teilen  der W e lt  die geistige 
Vorbereitung dieses großen
Treffens betrieben und ■ dabei 
Einsichten erarbeitet, die das 
Material für die Gespräche sein 
werden. Dabei hat man sich so 
konkrete F ragen  gestellt w ie : 
W as kann Christen in Situatio
nen gesagt werden, in denen sie 
nicht mehr politisch oder sozial 
arbeiten können? Man hat g e 
fordert, daß die christliche
Hoffnung einen Geist der Nüch
ternheit und des Respekts vor 
den verschiedenen historischen 
M öglichkeiten entwickeln sollte, 
der alle Gegebenheiten der mo
dernen W elt ergreift.

Volksgesundheitswoche 1954
Vom 22. bis 28. August w ird 

die zweite „Deutsche Volksge- 
sundheits-Woclie Berlin  1954“ 
auf dem Messegeläude am 
Funkturm vom „Zentralverband 
der Arzte für Naturheilver fah
ren“ , dem Deutschen Gesund
heitsmuseuni Kö ln  und anderen 
Verbänden fü r Lebensreform  
und Gesundheitskultur veran
staltet. Im  Mittelpunkt stehen 
die Ausstellung „Sieben Tage 
Gesundheit fü r Dich“ sowie 
Großkundgebungen und Vor
träge, bei denen namhafte Me
diziner am Funkturm und in 
mehreren Schulen zu aktuellen 
Ernälirungsfragen sprechen' 
werden.

D ie Ausstellung in der Halle 
IX  w ird  sich in sechs großen A b 
teilungen unter anderem eine

Darstellung der modernen E r
nährungslehre, biologische K os
metik, moderne Dauerdiäten 
und Grundstoffe der Ernährung 
anschaulich zeigen.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose F ilm vor

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be
sucher aus dem Ostsektor Ber
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  N o  1 ■ 
L e n d o r f p l a t z  gezeigt.

Täglich ab 13 Uhr in stlind-

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 U h r; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der 
Ostzone jeden Sonntag um 
14 Uhr.

S S D ,  iterhören!
Der kleine TA G  wird ver

sandt und verte ilt ohne Rück
sicht auf die politische Ge
sinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgerm eister
amt oder bei seiner Dienst
stelle abgeben. übrigens 
wird er auch dort gern, 
gelesen.
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